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Der Verl{ehr in der Marktwirtschaft 
V,on P ,atd Be r k e n k '0 p f 

Die Schwäche derdeutchen Verl<Jehrspolitik der letzten Jahre' (übrigens auch 
der Verkehrspolitik fast aller westeuropäischen Länder) lag darin, daß ihr die 
einheitliche Grundkonzeption über die Stellung des V,erkehrs in Staat und Wirt;: 
schaft fehlte. Sie 'erschöpfte sich in einzelncn Maßnahmen, die ,oft nicht 'hin" 

, reichend aufeinander abgestimmt waren, wcil ihnen ,eben die klare Gesamtkon" 
zeption fehltc. Die Folge mußte dne tiefgreifende Un'Ürdnung im V,erkehrswesen 
sein. Sie haHn der letzten Zeit ihren Höhepunkt ,erreicht und ruft nun dringend 
nach ,einer konsequenten und einveitlichen Gesamtlösung des verwickelten Ver;: 
kehrspl10blems in allen seinen J,eilcn. Die Gnmdlageneiner solchen Lösung kön;: 
nen nur gefunden werden, wenn man sich über die Stellung des V,erkehrs im 
sozialen und wirtschaftlichen Leben der Gegenwart klar wird und wenn man die 
Fr,age klärt, wie sich der moderne V,erkehr in das gesamte Bild einer sozial aus;: 
gerichteten Marktwirtschaft einfügt. Die Beantwortung dieser Frage ist angesichts 
deraußcl10rdentlichen JC,ompliziertheit und Differenziertheit des m'Üdemen Ver" 
kehrs sehr schwierig .. Der im Folgenden gemachte V'ersuch, die Frage zu beant;: 
worten, kann daher nicht den Anspruch ,erheben, die Zusammenhänge in allen 
ihren V,erästelungen und gegenseitig,en Abhängigkeiten darzulegen. Er muß sich 
auf die Darlegung der gtJoßen Linien beschränken. 
Bewußt behandelt der V,erfasser in sdnen Ausführungen nm die drei großen 
Binnenv,erkehrsträger:Eisenbahn, Binnenschiffahrt 'und motorisierter Straßen" 
verkehr. Die Seeschiffahrt 'bleibt unberücksichtigt, weil sie als typisch inter;: 
nationales V,erkehrsmittel, das im stärksten internationalen '1Vettbewerb steht, be;: 
sonderen Gestaltungsfaktoren unterliegt und weil sie, jedenfalls in Deutschland, 
mit den binnenländischen V,erkehrsmitte1n kaum in direktem Wdtbewerb stcht. 
Auch der Luftv,erkehr bleibt im folgenden unberücksichtigt, weil ,er in der Bundes;: 
l'epublik ,erst im Aufbau begriffen ist und n'Üch für längere Zeit staatlicher Sub" 
ventionen bedarf," um sich auf eigentlichen im inter;: 
nationalen Wdtstreckenverkehr, im Wdtbewerb behaupten zu können. Er wird 
auch in .1bsehbarer Zeit eine nennenswerte Konkurrenz für die drei genannten 
Binnenv,erkehrsmittel nicht bedeuten; er kann also vorläufig in eine Gesamt;: 
ordnung des V,erkehrs noch nich b einbez'Ügen werden. ' , 
Auch der bleibt im, folgenden unberücksichtigt, da er ein 
eigenes Gebiet mit weitgehender M:onopol;:Situ.ation bildet und ei g oe n e Trans;: 
portfunkHonen nur zum Teil ausübt. 
Der V,erkehr hat außer den wirtschaftlichen auch weitgehende außerwirtschaft" 
liche Aufgaben (kultureUe, politische, militärische, soziale und Raumordnungs" 
aufgaben), die nicht unter rein wirtschaftlichen Gesid1tspunkten durchgeführt, 
werden können. Es sind Aufgaben, die nur vom Staat mit direkten eigenen Ver;: 
waltungsmaßnahmen (W,egebau, Anlage bestimmter Eisenbahnlinien) 
oder mit Hilfe bestimmter Verkehrseinrichtungen, die, dem Staat gehören (Eisen;: 
bahn) über dne staatlich beeinflußte Preisgestaltung gelöst werden können. Eine 
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exakte Tdlung in sülche Ldsttmgen, die in der 
und solche, dj,e außerhalb dieser Sphäre liegen, 1st dabeI mcht n:ogUch. 
untersteht vün vornherein dn Teil des Marldes der V,erkehrsieistungen nIcht 
der Wdtbewerbsituation, sowohl hinsichtlich der Größe des bzw. 
der Nachfrage, wie auch hinsichtlich der Bedingungen, zu denen sIch hter An", 
gebüt und Nachfrage treffen. 
Von den vier Eaktoren, die die Verkehrsleistung 'erst in ihrem 
bewirken: Kraft, Weg, Fahrzeug und Station, wird ein 'entscheIdender 
der W,e g, bei den Binnenwasserstraßen und Landstraßen vom Staat zur \ 
fügung gestellt, bzw., soweit natürliche Wasserstraßen in Frage 
Staatsmittcln in .einem. Zustande gehalten, der für den V.erkehr nütwe;ndig 1St. 
Schon bei der Anlage dieser Wege waren und sind weitgehend. 
liche (militärische, a11gemeinpolitische, kultur" und raumpohtische) 
punkte maßgebend. Das gilt außer bei der Anlage der. Wiege auch fur Ihre 
Nutzung. Gemeingebrauch der Straße für Fußgänger, Pferdefuhrwerke un9 Rad", 
fahrer lOhne einen speziellen Entgelt der Benutzer dafür; bei den Wasserstraßen 
beträcht,llcher AnteU der Nutzung für außerverk,ehrliche 
Be" uno Entwäss'erung, Vorflutregelung, Entnahme von Wasser fur 
Zwecke und Haushaltv.ersorgung. Der Teil der Nutzung, der dabeI fur rem 
verkehrliche Zwecke in Frage kommt, ist exakt nicht bestimmbar .. Abe: auc? 
soweit Wasserstraßen und Landstraßen dem Verkehr dienen, WIrd fur dl!e 
Nutzung vom Staat kein Preis ,erhoben der dem W,ert der Einz,elnutzung ent", 
spricht. Die Binnenschiffahrtsabgaben weder in ihrer Höhe noch in ihrer 
Staffelung ,echte Preise fürdie vom Staat zur V,erfügunggestelHen W·egenutzung. 
Das gleiche gilt mutatis mutandis vom Kraftverkehr für die Landstraßen. 
Auch bei den Eisenbahnen haben wir nicht das Prinzip der Anpassung der 
Verkehrspreis.e an die K.osten der ,einzelnen V,erkehrsleistung, sündern weit",. 
gehende Berücksichtigung staats,,:, raum'" und sozialpolitischer Gesichtspunkte, 
die dn Abgehen vüm Küstendeckungsprinzip im Preise erfordern. 
Wir stellen zunächst einmal fest: Einer der wichtigsten Faktoren der V,er" 
kehrsleistung, der W,eg, wird bei der Binnenschiffahrt und beim Kraftv·erkehr 
nach Art, Umfang Richtung von der Allgemeinheit zur Verfügung gestellt, 

gDoßen T.eil unter außerwirtschaftlichen Gesichtspunkten und unter Ver,,: 
zIcht auf v,olle K,ostendeckung durch die Benutzer. Di,e Eisenbahnen erstellen 
ihr,en W'eg zwar selbst, aber keineswegs unter rein wirtschaftlichen 

un? unter weitgehender Beeinflussung durch den Staat. Schün dIe Art, 
dl:esereme Faktor der Verkehrsleistung von der Allg'emeinheit den V,erkehrs" 

tragern und V,erkehrsnutzern zur V,erfügung gestellt wird, schließt einen freien 
Wetthewerb auf dem V,erkehrsgebid aus. Das wird noch weiter durch dte Tatsache 
verstärkt, daß die Bereithaltung des Weges durch den Staat den dnzdnen Ver", 
k,ehrsträgern wie den dnzelnen Verk,ehrsnutz.ern auf diesen W'cgen in ganz ver" 
scMedenem UI?fang unter verschiedenen Bedingungen zugute k.ommt, s·o daß 
auch aus dies,em Grunde die V.oraussetzungen für einen freien W,etthewerb und 
eine fr,eie Preisbildung nicht gegeben sind. 
Der zweite Faktor, der auf die Stellung des V,erkehrs in der Wirtschaft einen 
Einfluß ausübt, ist die. Marktform,in der er uns 'entgegentritt. . 
J:?er Markt, an dem Verkehrsleistungen angeboten und· werden, ist 
em und durch unv,ollkommener Markt. Das galt besonders in der Z·eit, 
wo dIe EIsenbahn ein praktisches Monopol im Landverkehr hatte. In denjenigen 
Relationen, wo sie im Wettbewerb mit der Binnenschiffahrt stand, war 
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form des Tdlmonopols oder des Oligopols (Dyopols) gegeben. im 
wes,entlichen nur auf dem Markt für Massengüter. während für den 
verkehr und die Beförderung v'on hochwertigen Gütern auch in denj'enigen 
Honen, die ,auch die Binnenschiffahrt technisch bedienen konnte, das 
monopol weiter bestand. In den Wettbe'werbsrdationen und W,ettbewerbsgütern 
richtete sich die Binnenschiffahrt nach den Tarifen der Eisenbahn. Sie mußte si'e 
je nach der Relation und den Gütern um etwa 8 bis 15 0/0 unterbieten. wegen der 
geringeren W,ertigkeit ihrer Tfansportleistungen. Es bestand also in einem großen 
Teil der Verkehrsleistungenein natürliches Monopol der Eisenbahn, in anderen 
Teilen ein Dyopol. bei dem ein Marktgleichgewicht nur dadurch zustande kam. 
daß sich die Binnenschiffahrt in ihrer Preisstellung nach der Eisenbahn richtete, 
(Price leadership der Eisenbahn). 
Durch den Einbruch des Kr,aftwagens in das Gebiet der beiden anderen 
träger ist dieses Gleichgewicht entscheidend gestört worden. weil die Marktform 
des Mmiop'ols, bzw. des Dypols dadurch vernichtet wurde. Solange der 
wagen sich von der Beförderung v,on Massengütern im Fernverkehr im 
lichen zurückhielt, weil sie wegen ·derhohen Küsten nicht interessant für ihn 
war. bestand wenigstens in diesem Y,erkehr, der dnenentscheidenden Anteil am 
Gesamtv,erkehrsvolumen hatte. in 'den von beiden Y,erkehrsmitteln (Eis,enbahn 
und. Binnenschiffahrt) bedienten Verkehrsrelationen die dyopolistische Markt" 
situaHon im ganzen fort, wähl1end bei und mittelwertigen Güt,ern, wie auch 
im P,ersonenverkehr die monopoläh'nliche Marktsituation der Eisenbahn durch 
den Kraftwagen in eine solche mit Tdlmonopol der Eisenbahn auf bestimmten 
beschränkten Märkten, ini übrigen aber in einen Markt mit K'onkurr,enzsituation ., 
verwandelt wurde. Mit dem fortschreitenden Eindringen des Kraftverkehrs auch 
in den Transport von Massengütern wurde auch auf dIes,em Markt immer mehr 
eine zwischen aUen drei Y,erkehrsträgern geschaffen, nicht 
zuletzt dadurch, daß der Kraftwagen in steigendem Umfang der Eisenbahn 
Transporte ,entzog und daß die Eisenbahn sich gezwungen sah. diesen 
bewerbsdruck ,an die Binnenschiffahrt weiterzugeben und dadurch die vorher 
weithin vorhanden gewesene Interessenabgrenzung mit ihr aufzugehen. Aber 

. dieser Wettbewerb war kein ,echter Wdtbewerb. Wäre die Eisenbahn in ihr,er 
Preisstellung fr,ei gewesen, so daß sie ihre Tarife im W,ettbewerb mit dem 
wagen auf individuelle Selbstkostenbasis gestellt hätte, dann wäre damit eine 
gewisse Verkehrsteilung ,angebahnt worden. Die Eisenbahn hätte dann denj-enigen 
Td1 des Verkehrs, in dem sie kostenmäßig dem Kraftwagen unterlegen ist. (spezill 
im Nahverkehr mit und mittclwertigen Gütern) an den Kraftwagen ab" 
gegeben ,oder ihn mit eigenen Kraftwagen durchführen können. dne Art 
natürlicher Y'erkehrsteilung, die an sich beträchtliche Vorteile haben würde, - -
wenn nicht die noch zu erwähnenden gemeinwirtschaftlichen Y'erpflichtungen 
der Eisenbahn ihr diesen Weg verbaut hätten. Daß dieser W'eg der Y:flrkiehi'!:i" 
teilung trotzdem in gewissem: Umfang gangbar ist, zeigt das Beispiel ausländischer 
Bahnen, dwa der holländischen, französischen und schwedischen. Aber auch in 
diesen Ländern ist die durch die Entwicklung des LKW geschaffene mehr 
bewerbsmäßig bestimmte Marktform wegen des hohen Marktanteils der Eisenbahn 
;auch im Transport hochwertiger Güter und im Personenverkehr nur die des 
unvollkommenen Marktes der 'normalerweise dn Gleichgewicht nicht herbei" 

'führ,en kann. An der Tatsache, daß die Yerkehrsmärkteeine Struktur haben, 
die unv,ollkommen und damit im allgemeinen gleichgewichtslos is.t. daß also die 
V'Üraussetzungen für. den freien Wettbewerb nicht gegeben sind, ändert auch die 
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durch - den Kraftwagen z.erstörung der monop'Olistischen oder 
dYüpülistischen Marktfürm und der durch ihn hervürgerufene stärkere Zwang 
zum Wettbewerb im Grundsätzlichen nichts. 
Derselbe EHekt der Gleichgewichtslüsigkeit 'Oder doch der fortwähr,enden' Hem<' 
mung des AusgLeichs am Markt ergibt sich aus dem Marktverhalten der beiden 
Marktparteien. Am Markt der Verkehrsleistungen besteht eine weitgehende 
Unelastizität s-üwühl des Angebütes wie der 
Betrachten wir zunächst das Angebot. Der Verkehr hat rICine DienstleistungS<' 
funktionen. Er kann a1s'O im Gegensatz zur Produkti'Onswirtschaft nicht auf Lager 
arbeiten, bei ihm fallen Prüduktiün und Absatz der Verkehrsleistungen 
men. Bei einem Rückgang der Nachfrage nach Verkehrsleistungen kann daher das 
nicht in Anspruch genümmene Angebüt nicht gelagert werden; umgekehrt kann 
bei zusätzlicher Nachfrage das Angebüt nicht auf Lagerreserv,en zurückgreifen. 
Die Angebütselastizität ist .a1sü sehr gering. Sie ist darüber hinaus vor altem in 
denjenigen T,eiLen des Angebüts, die wie der LKW, in kleine und kleinste An,: 
bieter zersplittert sind, ,'Oft invers. Das zeigte sich z. B. bei der letzten,Herabsetzung 
der Tmife für die Güterklass-en Abis C der Bundesbahn. Auf sie r'eagierte der 
gewerbliche Güterkraftverkehr mit ,einer Steigerung des Angebotes in der F,ürm .. 
daß ,er das Angebüt durch intensivere Ausnutzung und stärker'en Einsatz des 
Wagenparks v,etmehrte, um bei den herabgesetzten Pr,eisen düch noch auf 
K'osten zu kommen - - ähnlich wie in der Landwirtschaft der kleine und Mittel= 
betdeb ,bei Preissenkungen im gleichen Maße und aus den gleichen Motiven. 
reagiert. Diese inverse Elastizität des Angebots bei weichenden Preisen ist auch 
für die BinnenschiHahrt, besonders die Klein:::' bzw. Partikulier"SchiHahrt: 
charakteristisch. . . 
Diese mangelnde ,oder gar Elastizität des. V,crkehrsleistungsmarktes ist 
ein gewichtiges M,oment gegen die ,Forderung der freien Preisbildung und des 
ungeregelten W.ettbewerbs auf dies,em Markte. Sie führt nämlich in ihrer Konse= 
quenz zu <einer ruinösen Konkurrenz, die bei ungünstiger Marktlage, die 
anürmal weit nach unten wirft und dadurch Anbieter ausschaltet, die an sich. 
wettbewerbs fähig sind, 'die aber durch diese Reaktion' des Angebüts 
aus idem W.ettbewerb her,ausgedrängt werden, s,ü daß hier dne durchaus negativ zq 
beurteilende Vernichtung von Kapital und von wirtschaftlichen Existenzen ein= 
tritt. Anderseits zwingt die,Tatsache, daß der Verkehr nicht auf Lager arbeite1":\, 
kann, die V,erkehrsunternehmer bzw. <,unternehmungen dazu, für den Fall 
starken sais'ün:alen ,'Oder konjunkturellen Nachfragesteigerung BetriebsTCSterveI"\. 
zu beschaffen und vorzuhalten, die für die Bedi'enung der zusätzlichen Nach= 
frage ,eingesetzt werden können, dadi'ese ja aus Lagerbeständen nicht befriedig-t: 
werden kann. Das erhöht das an sich schon bestehende hohe Gewicht der fixet":\. 
Ktosten und den Zwang zum drängenden Angebot, um den Apparat 
noch mehr. Beslonders trifft das naturgemäß auf die Eisenbahn zu, da diese al:s 
letzten Endes für die Aufrechterhaltung der volkswirtschaftlich notwendige1:':\, 
Verkehrsleistungen Verantwortlicher ihre V'erkehrsres,erv'en nicht nur auf 
Spitz'enausgleich im eigenen Bereich einstellen darf, sondern auch Verkchr'S= 
reserven vmhalten muß für die Zeiten, wo die übrigen Verkehrsträger aus kli.= 
matischen ,oder sonstigen Gründen ihren V'erkehr zeitw.cls'e einstellen oder 
stark tCinschränken müssen. Die Fixkostenrechnung der Verk,ehrsträger und beson.= 
dersder Eisenhahn wird damit noch stärker belastet, ihre Elastizität in der An.= 
passung an Nachfrageänderungen nach unten noch mehr gemindert und daml1:: 
der Marktausgleich stärkstens gehemmt. In der übrigen Wirtschaft werden übe:t:"=: 

-. 
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flüssig'ei Kapazitäbe:n Idurch Iden mehr ,oder minder schnell beseitigt, v,or 
allem durch Ausschalten des Grenzanbieters. Das ist im V,erkehr nur in g,eringem 
Umfang möglich, w.eil die Ueherkapazität bei ihm .ein normaler Zustand ist, weil 
außerdem bei ihm das -etwa durch K'Onkurs ausscheidende Fahrzeug von einem 

. anderen Unternehmer zu niedrigem Preis,e lerworben und dann wieder in den V.er" 
kehr 'eingesetzt wird. Eine Betriebsumstellung, wie sk etwa be,i durch Konkurs 
ausScheidenden Industriebetrieben möglich ist, fällt ja beim Fahrz·eug f'Ort, da es 
nur als spezielles V,erkehrsmittel dngesdzt werden kann . 

. Eine Ueberkapazität struktureller Art, und zwar auf noch längel"e Sicht als beim 
Fahrzeugpark, liegt aber auch bei den Wiegen v.or. Bei oder 'heim 
Aushau von Verkehrswegen muß sowobl bei der Eis'enbahn, wie bei der Binnen" 
schiHahrt, wie auch bei der Straße die Kapazität der W'ege der zuki!nftigen Ent" 

Rechnung tragen, d. h. sie muß wesentlich größer sein, als sie im Augen" 
blIck der Anlage ist, und erst nach und nach (wesentlich langsamer als. in 
der Produktionswirtschaft) wächst die Verkehrsleistung (repräs,entiert durch Fahr:, 
Zell!? und Kraft) in diese Kapazität hinein. Auch diese v'Om her gesehen 
Zusatz lichen fiX'en K'osten ,erschweren den Ausgleich zwischen Angebot und 
Nachfrage, bzw. belasten die Anbieter mit Kosten, die sie .oft nicht voll heneitv 
holen können. Das trifft allerdings nur bei dem V.erkehrsmittel zu, das seinen W.eg 
selbst anlegt und unterhält, bei der Eisenbahn, während die in den Wasserstraßen 
und Landstraßen liegenden Verkehrsr·eserv·en und ihre KiQsten nicht .üder doch 
nur zum T<eil von den betreffenden VerHl1rsmittdn, überwi,egend vielmehr von 
der Gesamtheit, die die betreHenden Wege zur Verfügung stellt, getragen 
werden - - dne Tatsache, die ,ebenfalls den ,echten W,ettbewerb zwischen den 
einzelnen Verkehrsträgern unmöglich macht, wleil sie die K'Ostengrundlagen 
zwischen ihnen ,entscheidend v,erschiebt. 
Aber auch die Nachfrageelastizität am Markt der Verkehrsleistungen ist im ganzen 
gesehen gering. Erhöhungen ,oder Senkungen der Preise für V,erkehrsleistungen 

I haben, wenn sie nicht ,eine bestimmte g,esteckte Grenz·e überschreiten, ViQr 
allem im Giiterv,erkehr, keinen nennenswerten Einfluß auf die Nachfrage, wenig" 
stens nicht im ganz,en, wiQhl hinsichtlich der Verteilung der Gesamtnachfrage auf, 
die <einzelnen Verkehrsmittel. Der Verk,ehr hat HilfeleistungsfunkHonen im 
Wirtschaftspmzeß der Verteilung der Güter. Der'en Prüduktion und Absatz wird 
primär durch die Erz.eugungs" und durch die Vertriebskosten des Handels be" 
stimmt. W.enn die Verkehrskosten für Fertiggütcr oft auch bis zu .10 - 15 % des 
Preises SiQ hat eine Erhöhung ·oder Senkung dieser Kosten bis zu 
etwa 10- 200/0 doch keinen nennenswerten Einfluß auf die Nachfragc. Stärker 
kann sich allerdings ,eine Prcisverändcrung auswirken bei Massengütern, wie 
<etwa bei der K'ohle, wo bei weiten Entfernungen die Transportkosten bis zu 30% 
des Pr,eises.und darüber ansteigen. 
Im g.anzen gesehen ist aber die Beziehung zwischen V.erkehrspreisen und Nach" 
fr.;tg<! nach V.erkehrsleistungen, wenigstens im Güterverkehr, ziemlich lose, die 
Elastizität der Nachfrage also gering. Dieses im Zusammenhang mit der geringen 
Elastizität des Angebots stellt dem Marktausgleich über dne Anpassung der markt" 
gestaltenden Kräfte an geänderte Marktlagen beträchtliche Hinderniss·e entgegen. 
Die Voraussetzungen fiireine freie MarktpreisbUdung sind also auch aus dieser 
Tatsache heraus nicht gegeben. 

* 
Die v,orstehenden gelten für den V.erkchrsmarkt ganz allgemcin, 
ohne Bezugnahme auf eine gegebene histürische Situation und ohne 
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sichtigung der im Verkehrswesen in den letzten 100 Jahren eingetretenen Ent" 
wicklung. D.iese schafft aber bestimmte Tatbestände, die man bei der Analyse 
der Y,erkehrsmärkteentscheidend mitberücksichtigen muß, weil sie integrierende 
Bestandteile der Marktlage gew.orden sind, die man überhaupt nicht ()der 
doch nur unter schwerster Erschütterung der v!olkswirtschaftlichen Stabili,,: 
tät beseitigen könnte. 
Zur Erklärung und Durchleuchtung dies,er Tatbestände muß man znächst nach" 
drücklich die Tatsache betonen, daß der Verkehr nicht nur Aufgaben zu erfüllen 
hat, die ihm in dnerauf privatwirtschaftlicher Grundlag,e ärbeitenden Wirtschaft 
bei der räumlichen Y'erteilung der Güter zufallen. W1e schon oben erwähnt, 
fallen ihm auch in dner in der Grund"Struktur privatwirtschaftlichen Ordnung 
wichtige Aufgaben ,zu, die außerhalb der privatwirtschaftlichen Sphäre lieg,en: 
Im Güterv,erkehr raumpolitische im Sinne. dner gesunden Dezentralisation der 
Industriestandorte, der Stärkung I wirtschaftsschwacher Randgebiet,e, Export" 
förderung, bzw. Importerschwerung für solche Importgüter, die mit einheimischen 
im W,ettbewerb stehen, (z" B. Stärkung der A bsatzmöglichkdt für deutsche 
Kohle durch Seehafen"Ausnahmetarife), Unterstützung von Notstandsgebieten 
durch billigeSpezialtarife. Dazu IQommen auf sozial" und kulturpolitischiern • 
Gebide weitgehende Sonderv,ergünstigungen im P'ersonenv'erkehr, die unter 
staatlicher Beeinflussung der Tarife zum großen T'eil unter durchschnittlichen 
Selbstkosten, vielfach sogar unter den zusätzlichen variablen K!osten angeboten 
werden müssen. 
All dies,es sind Sonderleistungen des Hauptverkehrsträgers, der Bundesbahn, die 
sich im Laufe vieler Jahrzehnte entwickelt haben, und nur zum kleineren Teil 
(wie dwa beim W'erttarif des Güterverkehrs üder beim EntfernungsstaHeltarif) 
eig,enwirtschaftlichen Ueberlegungen der Eisenbahn 'entsprangen. S1e gingen in 
der Hauptsache auf Auflagen des Staates zurück. Wenn auch in einigen Ländern, 
wie Fr,ankreich und Schweden, vor allem aber Holland, in den letzten Jahren ein 
mehr IÜder minder großes Abgehen von diesen die Kost'en nicht deckenden Leistun" 
gen der Eisenbahnen eingetreten ist, so ist doch (abges.ehen vielleicht von Hol" 
land) der Grundsatz einer gemeinwirtschaftlichen, d. h. oft unter den 
Kosten liegenden oder doch im Allgemein"Inter'esse auf volle Kostendeckung 

'verzichtenden Verkehrsbedienung, noch überall aufrecht erhalten geblieben. 
I D.amit ist aber auf ,einem ,gl'oßen Gebiete der Verkehrsleistungen, bei' der 

Eis,enbahn, dn Abgehen von marktwirtschaftlichen Grundsätzen gegeben, 
das im Prinzip auch in Zukunft ,erhalten bleiben muß. Eine Umgestaltung 
der Eisenbahntarife im Sinne einer Abstellung auf die individuelLen Kosten der 
einz,elnen Verkehrsleistung oder ,auch nur von Gruppen von Y,erkehrsleistungen 
ist ,aufgrl1nd der in langen ]ahrzehnteneingetretenen (und an sich berechtigtem) 

, , , Entwicklung nicht möglich. Sie würde untragbare Auswirkungen auf die gesamte 
'StandortsLage der Industrie in den peripheren! Gebieten haben, würde 'vielfach 
zur Vernichtung der Existenz von Industriebetrieben' führen, würde auch die 
Landwirtschaft in manchen klimatisch und bodenmäßig ungünstig gestellten Ge" 
bieten schwer treffen. Sie ist daher praktisch unmöglich. . 
Man könnte nun unter rein theoretischen Gesichtspunkten zu der Forderung 
kommen, die mit dieser Tarifpolitik seitens der Eisenbahn bestimmten Gebieten, 
Wirtschaftszweig'en und Personenkreisen gewährten Subventionen auf 'den Staat 

übernehmen und dadurch der Eisenbahn die Möglichkeit einer auf die indi,,: 
vlduelle KqstensituaHon abgestellten Pr'CissteIlung im Sinne einer freien Markt" 
wirtschaft zu geben, einmal um kostenwahre Preise zu erreichen, aber auch um 
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ihre W,ettbewerbsfähigkeit mit den übrigen Verkehrsträgern (Binnenschiffahrt 
und Kraftverkehr) zu stärken. Der Weg erscheint aber in keiner Weiseemp" 
feh1enswert. Abges-ehen davon, daß der Staat dIe Mittel für derartige Subven" 
Honen kaum aufbring,en könnte, k'Ommen hier aU die Gegenargumenie ins Spiel, 
die gegen staatliche Dauersubventi'Ünen vor allem für den Fall sprechen, daß 
sie, wie dw,a im Verkehr, wesentlich leichter und reibungsloser und v'Ün der jewcj" 
ligen politischen Konstellation unabhängiger innerhalb des betreffenden Wirt" 
schaftszw-eiges selbst durch Umlegung auf leistungsfähige Schultern aufgebracht. 
werden können - - ganz abgesehen v,on der außeDOrdentlichen Schwierigk-eit, 
die Tatsache der echten Subventionsbedürftigkeit und ihr-er Höhe in jedem 
Einz-elfall festzustellen 1). . 
Man muß daher d1e aus der historischen Entwicklung der Eisenbahntarifp.;)litik 
entstandene Lage im Grundsätzlichen (wenn auch nicht in allen Einzelheiten, 
so VoOl' allem nicht in der übermäßigen und angesichts der Lage der Deutschen 
Bundesbahn nicht mehr vertretbaren Verbilligung der Sozial tarife des Personen" 
verkehrs) als berechtigt und auch für die Zukunft notwendig anerkennen. Das 
bedeutet .aber, daß auch in Zukunft die Verkehrsleistungen der Eisenbahn ',.1 

nicht aufgrund ihrer individuellen Kostengrundlage für den einzelnen Ver" 
kehrsakt zur Verfügung gestellt werden, daß ihr Preis also manipuliert wird. 
Diese MimipulaHon der Preise des Hauptv,erkehrsmittels hat aber auch weit" 
gehende Rückwirkungen auf die Preisstellungen ber den übrigen mit ihr k'Ün" 
kurrier,enden Binnenverkehrsträgern, Binnenschiffahrt und Kraftv,erkehr. Bildet. 
sich der Pr,eis für den größten Teil der V-erkehrsleistungen nicht im frden Wett" 
bewerb, s'Ündern auf Wiege 'einer globalen Kostendeckung durch all e 
V'erkehrseinnahmen -des betr,effenden Verkehrsträgers, dann kann auch derkon" 
kurrier-ende V,erkehrsmarkt nicht dem fr·eien Woettbewerb und der freien, an den 
individuellen Kosten' 'Orientierten Preisgestaltung überlassen bleiben. Eine durch 
staatlichen Eingriff herbeigeführte Manipulation auch dieser Preise wird n'Ot" 
wendig. Sk kann verschiedene Formen, verschiedenen Umfang und verschiedene 
Intensität annehmen, je nach der Marktstntktur und der \Vdtbewcrbslage 
zwischen den Das zeigen die v,erschiedenen staatlichen Regu" 
lierungsmaßnahmen auf diesen Gebieten in Deutschland und auch in ander-en 
Ländern. Ohne .auf eine Differenzierung dieser regulierenden Maßnahmen im 
einzelnen einzugehen, kann man doch sagen, daß, abgesehen von bestimmten 
Märkten, wie dem Güternahverkehr auf der Straße, auf dem eine Prcisregulierung 
des Kraftverkehrs infolge der außerordentlichen Differenziertheit und. Zersplitte" 
rung des Angebotes an Verkehrsleistungen praktisch nicht durchführbar ist, 

, all 'e V,erkehrsmärkte irgendwie durch staatliche Maßnahmen geordnet werden 
müssen, um ,eine durch den freien \X'dtbewerb nicht!crziclbare Ordiumg dieser 
Märkte herbeizuführen. 
Das ist heute in allen größeren Ländern weitgehend verwirklicht, und selbst in 
den V-ereinigten Staaten von Nordamerika hat der Staat aus der besonder-en 
Struktur des Marktes der Verkehrsleistungen entsprechende wirtschaftspolitische 

gezogen, indem er die Gestaltung der Verkehrstarife weitgehend 
üherwacht und kontrolliert, den Kraftwagenf\!rnverkehr -einer K'Onzessionienmg 
sowohl hinsichtlich der heförderten Güter wie der VerkehrsrclaHonen unterwirft, 
Kartellabl'eden mit dem Ziel der Marktordnung im Verkehrswes,en in gewissem 

1) Eino allltCI'O Situation' ist nalürlich hoi den roill politi,schen Belastungen der Bund"sbahn gegehen. 
Sie sind echte "betri-ehsfremde" Lasten und müssen vom Staat übernommen werden. . 

., 
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Umfange gestattet usw. - Es gibt nirgendwo in der Welt eine. freie 
schaft im y,erk<chrswes,en! Differenzi'ert ist nur das Ausmaß. die Intensltat und 
die Art der staatlichen Beeinflussung der Yerkehrsmärkte. 
Eine weitgehend,e Ausnahme macht Holland. Wenn auch für d.ie (staatliche!}) 
,Eis,enbahnen gewisse Resne öHentlicher Bindungen IUnd PfhchtJen 1m Tarlfaufbau u?-d 
der Betriebsführung bestehen. 510 stehen die holländischen Bahnen d,?ch, <:benso WIe 
Binnenschiffahrt und der Kraftwag'en, im freien Wettbewerb .. pile 
stellen Höchsttarife dar die von Fall zu Fall aus Konkurrenzgrunden 
werden dürfen. Von bei den Bahnen der übrigen eut1?Pliischen 
VK?rhandenen gemeinwirtschaftlichen Bindungen und bel den holIan-
d1schen Bahnen 'eigentlich nur der Grundsatz der GleIchheIt der 1m oh.ne 
Rücksicht auf die V,erkehrsdichte vorhanden. Die Tarife sind (m1t etner geWIssen etn-
schränkenden Ausnahme hinsichtlich einer Anzahl als Wettbewerbs tarife gegenüber 
Kmftwagen rund Binnenschiffahrt eingeführter SpezialtarHe) I?ie 
holländischen Eisenbahnen sind auf Grund dieser fast ganz elll-
gestellten Tarif- und Betriebspülitik l'entabel, im Gegensatz zu fast allen ubrlgen euro-
päischen Eisenbahnen. ' 
Es liegt daher 'dj,e Schlußfolgerung nahe. daß auch dies,e Eisenbahnen sich ein rein 
konkurrenzwirtschaftliches System einsteUen und ihre g'emeinwirtschaftlicl?ell AlUflagen 

I ganz 1O?'er doch überwi,egend beseitigen süllten. Demgegeniiber muß man !edo.ch 
drückhch darauf hinweisen, daß der Fall der hülländischen Eisenbahnen eIn slllgularer 
'ist, der sich sonst in Europa nicht verwirklichen läßt. Die Auf teilung des ,Güter-
veiRehrs ,auf diJe 'einzelnen Verkehrsträger ist dlOrt wegen der großen der 
natürlichen und' künstlichen Wass,erstraßen wes'entlich anders als in den ilbrIgen ettro-
päischen Ländern. Im Jahre 1951 verteilte sich der Güterverkehr in TKM auf die 
einzelnen Verkehrsmittel wie folgt: Binnenschiffahrt 52 0/0; Eisenbahn 32 0/0; Kraf!-
wagen 16 0/0. Der Großteil der Massen<iüfer lie<it auf der Wasserstraße. SIO daß dIe 

in wesentlich stärkerem al; anderswo mittel- und hochwertige 
Guter befördert. alslO eine relativ giinstigere RentabiIit1itsgrundlag,e hat. 
Noch entscheidender ist aber ,ein anderer Fakror: Das Land ist verhli1tnism'äßig klein. 
dazu nur im Süden und in der Mitte nennenswert industrialisiert. so daß Gesichts-
punkte der Raumordnung und der Stärkll11g von wirtschaftlich schwachen Rand-
gebieten. die bei der gemeinnützigen Tarlfgestaltung der VOr 
allem d(!r Deutschen Bundesbahn, dne 510 entscheidende UoHe spiden. fur Hülland 
kaum in Frage klOmmen. Auch 'in der Ver{;an{;enheit haben sie für die TarifplOlitik 
der hlOlländischen Eis,enbahnen keine Bedeufung'" gehabt. SIO daß dort das Eisenbahnnetz 
w1e auch die Tarifpolitik nicht, wie bei anderen Ländern. 
geschaffen haben, die in diesen Ländern auch heute nlOch die Tarifpolltik starkstens 
beeinflussen. ' 
Andererseits haben die holländischen Staatsbahnen sich durch frühzeitige Angliede-
rung von KraftverkehrsunternehmlUUden des PerslOnen- und Güterv,erkehrs sowie von 
Binnenschiffahrtsunternehmungen wesentlich breitere Grondlag,e für ihre Wdt-

, als. das bei den übrig'en Eisenbahnen Fall (z. T. 
aus rechtlichen Grunden auch mcht sein konnte). Dadurch ist ,es fiir dIe hollandlschen 
E}senbahnen .möglich g,eworden, einen T,eil ihrer unr>entabe1 gewordenen Eis,enbahn-
dlcuste auf 'eIgene IOder gepachtete zu legen, IOhn,e daß 

dIe V'erk'ehrsbedit;nung im ganzen an Umfang und Qualität vermin?'ert wurde. 
SIe wurde (510 besonders 1m Personen- und Stückgut-Verk,ehr) vielmehr In mancher 
Hinsicht beschleunigt und verbess,ert. ' .' 
i\lle diese schaffen für HlOlland eine 'Sonderlage. die sich wesentlich stärker 
nlsanderswo ,eIner I W,ettbewerbssituation . im Verkehrswes,en annlihert. Eine r 'e i n e 

ist allerdings auch in Holland nicht gegeben, da die Tarifbildung 
1m EIs'enbahnverk,ehr auch dlOrt nicht vlOll wettbewerbsbestimmt ist slOndern gewissen 

NlOtwendigkeitennechnung trägt; dann abe: auch darum, weil 
auch 111 HlOlland dIe Anlage und die Unterhaltung der Wasser- und Landstraßen Auf-
g,abe des Staates ist. Damit klOmmen auch dlOrt alle dIe außermarktwirtschaftlichen 
Faktoren zur. Geltung, die mit dies,er Tatsache zusammenhäng'en. 

auch die fra n z ö s i s c h e n Staatsbahnen in den letzten J altren zu einer ,ge-
d'lssTn :'\.ufllOckerung ihrer TarifplO1itik in der Uichtung einer stärkeren Orientierung 
er h?fe nach den sind (vor allem im Zusam'ffilenharig mit der 

versc ledenen Verkehrsdlchte aU,f den emzelnen Strecken), SIO hedeutet das dort doch 
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keineswegs die Aufgabe des gemeinwirtschaftlich ausgerichteten Tarifsystems, sondern 
nur eine gewisse Einschriinkung vor agem der Wettbewerbslage g'eg,en-
über dem Kr,aftwagen herat!s. Auch 1n nach wie vor im Eisenbalhn-
verkehr dne weitgehende Bmdun& der ;an Zielsetzungen, 
ohne AbstellunQ der Verkehrspreise auf dIe llldlvldueUen Kosten. Immerhin ist bei 
den meisten Eisenhalmen d.ie Te!ldenz zu einer Lockerltllg der noch aus 
der Monopolzeit überkommenen (aHerdl11gs III der Hauptsache nach wie vor not-
wendigen) g'emeinwirtschaftlichen .Bindung,en n!cht zu - auch die Delltsche 
Bundesbahn wird sich dieser EntwIcklung auf dIe Dauer mcht entziehen können - aber 
das kann immer nur eine gewisse teilweise Locken11lg der Bindllngen, nie die Ab-
schaffung des gcmeinwirtschaftlichen Grundprinzips bedellten! , 
In der Bitmenschiffahrt hat auch in Holland der Staat verschiedentlich versucht, die 
mit einer 'I11lgehemmten verbllndenen Sch1iden für die Binnenschiffahrt 
durch eitten Zllsammenschlllß derselben, besonders der dort üherwicg,enden Klein-
schi Her, und dllrch eine organisierte F,rachtcnbildung Zll beseitigen oder Zll mildern. Er 
sclüoß neuerdings die Kleinschiffer Zll dnem Zwangsverband der Nederlandschen 
ParticuHer.e-Uijnvaart-Centrale Zllsammen; aUerdings is"t damit für eine straffe Orga-
nisation der holländischen Binnenschiffahrt erst ein Anfang gemacht. 
Der Güterkraftv,erkehr ist in Holland VIOn Bindungen frei, auch in der PL'eisstelilUng. 
Er kann aHerdings ang,esichts der kurzen Entfernung'en (mitf1.ere Transpl()rtweite im 

25 km) weitgehend dem deutschen Kraftwagen-Nahverkehr in 
seiner' Stellung und seinen FunktLonen gleichgestellt werden. Damit gilt für ihn in 
mancher Hinsicht dasselb-e wie für den Güternahverkehr in Deutschland. (5. unten 
Seite 86). 
W,enn man dem bisher an 'der K!onsequenz der 
einer staatlichen R'eguHcrung und Ordnung des Marktes für Verkehrsleistungen 
nicht V1orbeilwmmt, so ,ergibt sich die weitere Frage, mit welchen Mitteln der 
Staat dieSle Ordnung herheiführen soll. Ist diese Ordnung mit reinen "markt", 
konformen" oder besser gesagtmarkttechnischen 'Mitteln, d. h. durch Beeitv ' 
flusstmg der Pl'eise vsOn der Kostenseite her möglich? Oder müssen darüher 
hinaus weitere vlerwaltungsmäßige ("dirigistische") Mittel angewandt werden?· 
Auf diese Frage spitzt sich die Diskussion über die staatliche Verkehrspolitik zu, 
da die Notw,endigkeit ,einer Marktordnung an sich heute von keinem wirklichen 
Kenner ,der komplizierten Materi'e mehr verneint wird. 
Auch wenn man, wie der Verfass,er, den als Grundprinzip ,der 
Wirtschaft hejaht, so hieße es doch dem Lehen Gewalt antun, wollte man diesen 
Grunds.atz ohne Einschränkung auf das g.:samte Gebiet der Wirtschaft über", 
tragen. Es gibt Gebiete, wie die Landwirtschaft, die Kohlenwirtschaft, Tdle der 
Wohnungswirtschaft und nicht zuletzt die wo der an sich 

• richtige Grundsatz der Gestaltung der ProduktiOns", und Austauschv:erhältnisse 
dtirch die freie KIÜ11kurrenz nicht oder doch nur in bestimmten Grenzlen anwend" 
bar ist, weil ,entscheidende Vmaüssetzungen für den frden Wdthewerb dort nicht 
gegeben sind und auch nicht hergestellt werden können. Daß das für das Gebiet 
des Verkehrs zutrifft,erscheint mir durch das üben Gesagte hinreichend erhärtet. 
Man wird auf dLes,em Gebiet durch .ordnende Maßnahmen die Grundlagen her" 
stellen müssen, auf denen erst 'ein echter Wdtbewerb möglich ist; Süweit aber 
auch 'ein solcher geordneter W,etthewerb ,zu Folgen führt, die für die Gesamtheit' 
nicht erträglich sind, wird man mit außermarktwirtschaftlichen Verwaltungsmaß", 
nahmen ,eingreHen müssen, um diese Folgen zu beseitigen ,oder doch zu mildern. 
Dic Maßnahmen der ·erstbez,eichneten Art, denen die entscheidenden Ordnungs" 
funktitonen auf dem Markt der V,crkchrsleistungen zufallen, sind solche, die durch 
planmäßige Anpassung von Angebot und Nachfrage auf dem Verkchrsmarkt 

, den durch ,einen fr·eien Wettbewerb nicht zu erzielenden Ausgleich von Angebot 
und Nachfrageherbeiführ,en; .andeJ:ersdts s,olche, die durch Beeinflussung der 
VW 2 
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. Kostensituation der ,einzdnen Verk,ehrsträger d1es,e auf eine dnigermaßen gleiche 
K,ostenbasis stellen und damit die V;orausS'etZungen für einen wirklichen Wett" 
bewerb schaffen. 
Der Ausgleich zwischen Angebot und Nachfrage am Markt der V,erkehrs" 
leistungen wird dadurch ·erschwert, daß der Hang zur Entwicklung einer Ueber" 
kapazität, also eines Angebotsüberhangs, als nonnale Situation bezeiclmet werden 
muß. Das hängt vor allem mit der auf relativ lange Sicht abgestellten Investitions" 
politik im Verkehrswesen, sowohl in den Wegen wie im Fahrz,eugbestand, zu" 
ts,ammen. Diese Tendenz äußert sich naturgemäß bei den ,einzelnen V;erkehrs" 
mitteln unterschiedlich. Eine gewisse Ueberkapazität des W·eges ist dem Verkehr 
immanent, weti der Weg auf beträchtliche Verkehrsspitzenleistungen im jahres" 
zeitlichen Rhythmus abgestellt sein muß, dann aber auch, weil seine Kapazität 
v,on vornherein auch die zu erwartende Verkehrssteig,erung auf lange Jahre 
hinaus in Rechnung stellen muß. Soweit das VerkehrsmiUel seinen W·eg selbst 
erstellt und unterhält, wie die Eisenbahn, kann dne ,entsprechende Planung im 
Großen und auf längere Sicht eine Uebereinstimmung der W'ege" und der Fahr" 
z,eugleistungskapazität ,erzielen. Anders liegen die Verhältnisse dann, wenn der 
W'eg von der Allgemeinheit bzw. vom Staat zur Verfügung gestellt wird, während 
der Betrieb in den Händen privater V,erkehrsträger, 'etwa der Binnenschiffahrt 
und des Kraftwagens, liegt; wenn dazu noch (was besonders für die Binnen" 
s'Chiffahrt gilt) der W'eg außer den Verkehrsaufgaben noch sönstige Aufgaben 
hat. Da aber die Investitionen in dem Ausbau und in der Neuanlage v.Qn Wasser" 
straßen hcute in der Bundesrepublik in der Hauptsache abgeschLossen sind, ist 
für die W,asserstraße und die Binuenschiffahrt das hier zur Diskussion stehende 
Problem nicht sonderlich akut. Die bestehenden Wasserstraßen (natürliche und 
künstliche) reichen im wesentlichen für den vorhandenen und den in absehbarer 
Zeit zusätzlich zu ,erwartenden Verkehr aus. Anders Hegt das Problem aber bei 
den Landstraßen. Sie sind vielfach heute schon nicht mehr in ,einem Zustande, 
daß sie den stark gestiegenen und laufend 'weiter steigenden Kraftwagenverkehr 
aufnehmen können, und auch die Anlage des Straßennetzes als solchen genügt 
vielfach nicht mehr dem tatsächlichen Bedarf, so daß bei den Landstraßen allcr 
Art (v<on dcn Autobahnen biS. zu den Landstraßen zweiter Ordnung und den 
Gexpdndestr,aßen) außerordentlich ,hohe Neuinv,estitionen notwendig sind, 
deren Aufbringung fürs 'erste unüberwindliche Schwierigkeiten ber,eitet. Da 
a1s<o auf der Landstraße die Kapazitäten der Straße und .der sich auf ihr 
wegenden Fahrzeuge weit .auseinandcrfallen, müssen der Staat und die übrigen 
für den Straßen bau 'verantwortlichen Hoheitsträger dne langfristige Investitions" 
planung vornehmcn, die nur in dem Rahmen durchgeführt werden Kann, wie 
die Finanzierung möglich ist. Der Straßenverkehr, vor allem Neuzulassung 
v,on Kr,aftwagen, muß laIs Konsequenz des Auseinanderklaffens der Straßen" und 
der Fahrzeugkapazität in der nächsten Zeit durch außermarktwirtschaftliche Maß" 
nahmen (Neuzulassungen mir in dem Maße, wie ,es der quantitativ1c und .quali" 
tative Zustand des Straßenetz·es zuläßt) geregelt werden. Hier kann nur dne Be" 
schränkung der Zulassungen wirksam werden. Allein durch steuerliche, also 
über die Kosten wirkende Maßnahmen ist die notwendige Anpassung nicht zu 
erreichen. Die hier durchzuführ·endcn Maßnahmen :werden allerdings ,erst in 
zweiter Linie von der Notw,endigkdt diktiert, das schon jetzt ühersetzte An" 
gebot an Lastkraftwag,enleistung (soweit ,es sich um gewerbsmäßigen Verkehr 
handelt)loder den noch stärker ühersetzten Werkv,erk'ehr mit dem Z1ele des 
Ausgleichs zwischen Angebot und Nachfrage einzuschränken, sondern die ge" 
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nannten Maßnahmen dienen in erster Linie der Hebung der Y'erkehrssicherheit 
und fallen damit aus dem eigentlichen Marktproblem heraus. , Darüber wird 
weiter unten noch einiges zu sagen sein. Auf Sicht wird sich aUerdil11gs. 
auch bei den Investitionen in den Straßen dne marktwirtschaftUche Betrachtung 
insofern müssen, als grundsätzlich gefordert werden muß, daß die 
einzelnen Verkehrsmittel die Kosten für W,ege, die ihnen die Allgemeinheit 
zur Verfügung stellt, in ihren Abgaben an die Allgemeinheit in dem Umfange 
decken, in dem sie die Wege für ihre Zwecke in Anspruch nehmen. Diesen 

muß man auch, und zwar sehr nachdrücklich, aufstellen für die richtige 
V,erteilung der ,anteiligen Straßenkosten innerhalb des motorisierten Straßen" 
verkehrs. auf c,lieeinzelnen Fahrzeug"Typen. Die bisherige Vcrteilung dcr Wege" 
Lasten innerhalb dcs. Kraftverkehrs ist völlig willkürlich und sinnlos. Natur" 
gemäß müssen dann auch die für diesen Zwcck seitens der Y'erkehrsträger an 
den Staat gezahltcn Beträge für, Investitionen in den W,egen, spezIcll in den 
Straßen, verwandt und dürfen diesem Zweck nicht durch Inanspruchnahme für 
allgemeine Staatsaufgabenentz,ogen werden. Wird so v,erfahren, dann tritt über. ' 
die ,entsprechende lGostenbelastung der einzelnen Verkehrsträger mit ihren Wege" 
kostenanteileneine weitgehende Angleichung der \V,ettbewerbsbedingungen ein. 
Sie schaHt eine wichtige Vorbedingung für die Durchführung dnes W>ettbewerbs 
unter den verschiedenen Y,erkehrsträgern, während sonst derjenige Yerkehrs" 
träger, der seinen W,eg selbst bauen und unterhalten muß (dic Eisenbahn), 
über den Verkehrsträgern im Wettbewerb stärkstens behindert ist. 
Diese Ueberlegungen führ,en zu der Frage, wie die sonstigen Ungleichheiten 
dcr Wdtbewerbsgrundlagcn zwischcn den einzelnen Verkehrsträgern beseitigt 
oder doch gemildcrt werden können, Ungleichheiten, die sich vor allem aus den 
bekannten öffentlichen Auflagen der Eisenbahn (Beförderungspflicht, Betdebs'7 
pflicht, Tarifzwang, Gleichheit der Tarife im Raume usw.) ergeben. D1ese Uw 
gleichheiten stehen neben die 'eine Folge der Tatsache sind, daß außer 
der Eisenbahn die Verkehrsmittel ihre W,ege von der Allgemeinheit zur Ver" 
fügung gestellt bekommen. Die notwendige Angleichung der Wettbewerbs" 
bedingungen wird daher neben der Regelung der Tragung der antcilsmäßigen 
W,egekosten zwischen den einzelnen Y,erkehrsträgern auch eip,en gewissen Aus" 
gleich derjenigen Lasten 'erfordern, die bisher Deutsche Bundesbahn einseitig 
tragen mußte und, solange sie im Landverkehr >ein Monopol,hatte, auch tragen 
konnte. Die DUl;chfühnmg eines solchen Ausgleichs (durch eine irgendwic ge" 
staltete, an den Staat zu zahLende Ausgleichsabgabe) soll an dieser Stelle nicht 
näher untersucht werden. Es kann dazu auf die Ausführungen von Dr. R,og" 
mann in Heft 3, 1953, der Zeitschrift für Verkehrswiss·enschaft v,erwies,en werden. 
Es ,ergibt sich nun 'ein weiteres PrüMem: \Venn durch die vorgenannten Maß" 
nahmen für die dnzelnen Binnenv,erkehrsmittel dne gewisse Angleichung der 
Kiostengrundlagen erreicht ist, kann dann die Gest1ltung des Angebots an Ver", 
kehrsleistungen l.\Ilddie PreisbiLdung dem \XTettbewerb der einzelnen Y,erkehrs" 
mittel überlassen werden? Mit.andcren WiQl'ten: Schafft die 'ordnende Hand des 
Staates mit den genannten Maßnahmen die Voraussetzungen für einen freien 
Wettbewerb? Das ist aus verschiedenen Gründen nicht möglich. Am klarsten 
tritt das beim in Erscheinung. Auch \venn man die steuer" I 

liehe Belastung des Kraftwagens durch die Kümbination v,on Befördenmgssteucr 
mit Mineralölabgaben und Kraftfahrzeugsteuer in etwa anpaßt an den Umfang, 
in dem der Kraftwagen die Straßen in Anspruch nimmt, so kann doch weg,en 
der I<!ompliziertheit der Ursachzusammenhänge zwischen Fahrzeug, Transport-
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leistung und Inanspruchnahme der Straßen ein eindcutiger Maßstab der Bean" 
spruchung nicht gefundcn werdcn, so daß eine 'echte Kostenumlcgung auf das 
einzelne Fahrzcug nur innerhalb bestimmter Fehlergrenzcn möglich ist. Das gilt 
noch mehr für einc Betciligung der privat,cn V'erkehrsträger an der Tragung 
der gemeinwirtschaftlichcn Lasten der Deutschcn Bundesbahn durch eine ent" 
sprechende Umlage 'Oder Sondcrsteuer. Sie kann nur global wirken und nicht 
auf den einzelnen Fall genau abgestimmt . 
Noch wesentlicher ist aber ,ein ander'er Faktor: Der Wc r k v ,e r be h r. Als 
Eigenv'erkehr tritt 'er sowcit ,er ,cchtcr W'erkverkehr ist, nicht als Anbieter .:Im 
Markte auf. W'enn sein Einsatz in gewissem Umfange mit den Preisen für 
die durch' die ander,en V,erkehrsträg,er .einschlicßlich des gewerblichen Kraft" 
v,erkehrs .angebotenen V,erkehrsleistungen im Zusammenhang steht, so wird dieser 
Einsatz doch nicht 'eindeutig von der Preis" bzw. K'Ostenseite her bestimmt. Der 
W,erkv,erkehr bicteteine Rdbe von Vorteilen, die sich zahlenmäßig nicht fassen 
lassen, so daß seine Eigenkosten nicht ohne weiteres in V'ergleich mit den Preisen 
für am Markt angebotene Beförderungsleishmgen der übrigen V,crkehrsträger 
g,esetzt werden können. Es spielt auch der Umstand eine RoUe, daß durchweg 
im W,crkverkehr nicht scharf gerechnet wird. Man kann dort eintretende V,er" 
luste auf di:e übrigen W,erksabteilungen umLegen, was die Kost,enrechnung ver" 
fälscht. Damit steht der \'Verkverkehr nicht in echter K'Onkurrenz mit ·den 
übrigen V,erkehrsträgern, macht ihnen vielmehr in beträchtlichem Umfange tm" 
lautere K'Onkurrenz. Das gilt besonders gegenüber der Eisenbahn. Die bc" 
treHenden Unternehmungen befördern vidfach ihre höherwertigen Güter im 
W,erkverkehr, nehmen dagegen für den Antransport ihl'er R,ohst'Offe und Materia" 
lien die billigen Tarife (zum Teil Ausnahmetarif'e) der Eis'enbahn in Anspruch, 
die durch ihr,e Beförderungspflicht zur Annahme jedes, auch des minder" 
wertigsten Gutes mit niedrigen Frachtsätzen verpflichtet ist. Man kann dahi!r 
die Fmdenmg, den W,erkverkehr mit dner Sondersteucr bzw. <einer erhöhten 
Beförderungssteuer zu belasten, um di'e vorstehend genannten V,erscMebungen 
der WettbewerbsgnmdL1ge auszugleichen 'Oder ,einzuschränken, als durchaus be" 
rechtigt anerkennen. Man wird darüber hinaus aber auch dne Einschränkung 
des W,erkverkehrs durch V,erwaltungsmaßnahmen (etwadne Konzessionierung 
für bestimmte Güter und Rdationen) vertrden können, wenn diese Sonder'" 
steuer nicht ausreicht, um eiI?-e Zurückdrängung des W,crkvcrh!hrs auf das v,er" 
tretbare Maß zu erzielen. 
Galten diese Ueberlegungen der Frage, man Beeinflussung der K'Osten" 

bei wettbewerbsmäßig begünstigten V'erkehrsträgern dne gewisse GLeichheit 
der K<ostengrundlage bei den einzdnen V,erkehrsmitteln und damit Vmaus" 
setzungen für einen (beschränkten) Wettbewcrb zwischen ihnen schaffen kann, 
so sind nunmehr aber auch Ueberlegungen darüber anzustellen, wie man die in 

und der Marktpartner liegcnden Schwkrig" 
kelten fur ,emen Ausglelch zWlSchen Angeb'Ot und Nachfrage und einen daraus 
r,esult1erenden richtigen Preis mildern kann. Eine Beseitigung durch den Markt" 
automatismus sdbst ist. nicht möglich. Es müssen .daher 'Organis.atorische Maß" 
n'7hmen getflOffen werden, .um diesen Ausgleich in dem Umfange herbeizuführen, 

, w.e es die Marktstruktur überhaupt erlaubt. 
!?ie 'org.anisatmischen Maßnahmen, die den Ausbau der V,erkehrswege betrafen, 

bereits ,oben behandelt worden. Die entscheidenden Aufgaben liegen hier 
m :der Hand des Staates, der für die staatseig,enen Bahnen (di'e kleinen Reste der 
Pnvatbahnen spielen hier keine größere Rolle) diese Aufgaben über die Leitung 
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der Staatshahnen ausüben läßt. Hier entscheidet das staatliche Unternehmen 
selbst, auf Grund seiner Betriebs'" und Rentabilitätsrechnung, über das Ausmaß 
des Aushaues, der Erweitenmg und Erneuerung des W,eges. Da das Eisenbahn'" 
netz seine Ausgestaltung im wesentlichen beendet hat, kommen hier im ganzen 
nur Aufwendungen für dte Erneuerung, Unterhaltung und Verwaltng des Netzes 
in Frage. 
Auch soweit Umstellungen etwa bei der Kraft (Uebergang vom Dampf", zum 
tri sehen Betrieb) werden, erfolgt die Durchführungdieser Maß" 
nahmen in Anpassung an die Kapazität des W,eges in der staatlichen. Eisenbahn" . 
Verwaltung. Es wird dne weitgehende Gewähr dafür gegeben sein, daß bei der 
Größe und Einheitlichkeit des Apparates und den jahrzdmfelangen Erfahrungen 
die Planunz für W,eg und Kraft in raHoneller Wdse 'erfolgt. . 
Bei den Wasser", und Landstraßen übernehmen der Staat und dte ander,en politj" 
sehen Hoheitsträger selbst tdurch ihre Verwaltungsabteilungen den' Ausbau, die 
Erneuerung und Unterhaltung der Wege. Da auch hier eine zentrale Planung 
oder doch: T,eilplanung zugrunde liegt, ist, daß die notwendigen 
Mittel jeweils vlorhanden sind und aufgewandt werden, eine planmäßige und den 
Bedürfniss.en des gerecht werdende Investition in den \"\!,egen möglich. 
Anders liegen die Verhältnisse bei den F,ahrzleug'en der BinnenschiHahrt und 
der Kraftv·erkehrs. Hier besteht 'eine fortwährende T,endenz zur Ueberinvestition, 
weil kdn ,einheitlicher Plan 'einer großen Unternehmung wie der Eisenbahn VoQI'" 
liegt und weil die Inv,estitton der Entscheidung des ,einzelnen Unternehmers über" 
lassen bleibt. Das führt besonders beim Kraftwagen wegen der großen Zahl der 
Unternehmer des geringen Kapitalbedarfs für :dte Neugründung von Unter" 
nehmungen zu dner laufenden Ueberinvestition und damit zu dnem kontinuier" 
lichen Ueberhang an Angebot, das in noch stärkerem Umfang als in der Binnen" 
schiffahrt Dauerkris,cnerscheinungen zur Folge hat. Ein Ausweg kann hier nur 
dadurch gefunden werden, daß entweder der Staat die Fahrzeugzulassungen kon,,· 
tingentiert (etwa beim Kraftverkehr), oder daß der betreffende V'erkehrszwcig 
zu .einer Beschränkung des Fahrzeugneubaus durch Uebereinkommen aller An" 
bieter kommt .(etwa in. der Binnenschiffahrt durch organisiertes Abwracken, 
Kontingentierung der Neubauten, zeitweise organisierte Stillegung, Neubau" 
planung usw.). In der Kraftverkehrswirtschaft ist dieser Weg 'einer freiwilligen 
Einschränkung des Angebotes wegen der Vielheit der Anbieter allerdings nicht 
gangbar. Hier können nur staatliche Maßnahmen (etwa dur'ch 
der Zulassung v0!l Unternehmungen, bzw. durch Konzessionierung) eine laufende 
U eherinvestiHon in den F.ahrzeugen vermeiden. Das gilt zum mindesten für den 
Fernv,erkehr. Im Nahverkehr stehen dner solchen Regelung allerdings fast 
ühcrwindliche 
Soweit durch die direkte ,oder indirekte Einschränkung des Angebotes eine 
'reichende Stabilisierung des Marktes und damit eine stabile Entwicklung der. 
Frachten nicht erzielt werden kann, erfordert die Unvollkommenheit des Marktes 
und die mangelnde Elastizität bei Angebot und Nachfrage eine organisicrt,e Preis", 
gestaltung, die die sonst unausbleiblichen starken Ausschläge nach oben llnd vor 
allem nach unten auffängt und an ihre Stelle regulierte Frachten setzt, die auf 
längere Sicht gesehen zu einer Stabilisierung des Marktes und einer ausgeglichenen 
Preisentwicklung führen. Soweit nicht direkte staatliche Fests·etzung oder 
trolle der Preise, wie bei der Eisenbahn oder in Angleichung an die Eisenbahn" 
.tarif.e beim Lastkraftwagenfernverkehr, ,oder beim Omnibuslinienverkehr, erfolgt, 
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bleibt nur dne Möglichkeit: die Festsetzung von Preisren durch Selbstverwaltungs", 
organe der Verkehrsträger, wie sie heute -etwa in der deutschen Binnenschiffahrt 
durch die Frachtenausschüsse (unter Beteiligung der Nachfrageseite) erfolgt. 
Dieser W,eg ist allerdings beim Kraftwagenverkehr wregen der Vielzahl der An", 
bieter kaum möglich, 'es sei denn, der Staat schafft 'einen Zwangsverband mit 
weitestgehender Selbstv,erwaltung und starken Lenkungs"" Kontroll" und Straf", 
funktionen. Da dieser Wreg aber aus rechtlichen Gründen kaum möglich und 
org.anisatorisch schwer durchführbar ist, bleibt für den LKW "Fernverkehr und 
den Omnibus",Linicnverkehr nur ein staatlich statuiertes Festprreissystem übrig. 
:Anders Hegen die \Terhältnissc im Güternahverk'ehr auf der Straße. Hier sind 
die V,erhältnisse auf seiten der Anbieter, aber auch der Nachfrager, so außer" 
ordentlich differenziert, ist der Anteil des Eigen" (Werb) V,erkehrs so ?"roß, ist 
auch die Kontrollmöglichkeit für eine Einhaltung von Festpreisen so genng, daß 
man diesen Markt im ganzen dem freien Wettbewerb überlassen muß, nicht 
zuletzt ,auch darum, weHes der typische Leistungsni'arkt für den LKW ist und 
hier außerdem das ,eigentliche Betätigungsfeld für den kleinen und Mittel" 
betrieb liegt. 
rAus den bisherigen Ueberlcgungen geht reine Tatsache klar hervror: die 
ordentliche Differenziertheit der Märkte für Transportleistungen. Di,ese Dlffc", 
r,enziertheiterstreckt sich nicht nur auf die Entfrernungen (Nah", und F,ernverkehr), 
Slondern 'auch auf die Verkehrsarten: Personen", Gütervrerkehr, inll'ersalb des 
Güterv,erkehrs die Märkte für die leinzdnen Güterarten (Massengiiter, mittel" 
und hochwertige Güter), f.erner ,auch auf die Dichte der Vrerkehrsrelationen, 
die Zusammensetzung des Angebotes nach der Art des. Verkehrsmittels: Märkte, 
auf denen alle 3 Anbieter des Binnenverkehrs konkurrieren, Märkte, auf denen 
die Binnenschiffahrt wegen der Beschränktheit ihrer W,ege als· Anbieter ausfällt. 
wo also nur Eisenbahn und Kraftverkehr im Wettbewerb stehen; NahVierkehrs" 
märkte in Gebieten, die durch die Eisenbahn ,nur in geringem Maße bedLcJnt< 
werden können und wo der Kraftwagen im Personen" wie im Güterverkehr eine 
monopolartige Stellung hat, wo er dann allerdings, soweit regelmäßiger Linten" 
verkehr stattfindet, in seiner Prcisstellung der staatlichen Kontrolle unterliegt; 
Märkte des regelmäßigen (Linienverl"ehrs) und· des GeIegenheitsverkehrsund 
nicht zuletzt Märkte, auf denen neben dem ,entgeltlichen Verkehr mit Preisge", 
staltung über Angebot und Nachfrage rein starker Eigenvrerkehr besteht, der sich 
mehr oder minder unabhängig von den Kosten dies,es Eigenyerkehrs entwickelt 
unß gestaltet, - -es gibt in der gesamten Wirtschaft kein. Gebiet, das ein so 
l"ompliziertes Strukturbild bietet wie der Verkehr und der V,erkehrsmarkt. . 

. ,es auch völlig unmöglich, daß auf diesem Gebiet der Wirtschaft 
eine einheitliche Technik der Preisbildung bzw. eine Verteilung der Leistungen 
nach dnem einheitlichen Prinzip sich ergeben kann. Selbst auf dem Teilmarkt, 
der nach s,einer Struktur noch am ehesten für einen freien Wrettbewerb in Frage 
kommt, heim Güternahverkehr (wobei man über di'e Abgr,enzung Naiv 
v'erkehrs vom Fernverkehr noch Untersuchungen anzustelLen hätte) sind die 
Vroraussetzungen für ,einen vollständigen \Vettbewerb nicht gegeben. Einmal 
stellt duch für diesen Markt die öffentliche Hand einen Leistungsfaktor, den 
W,eg, außermarktwirtschaftlich zur V'erfügung. Denn auch wenn durch ent" 

Belastung des Kraftverkehrs durch Steuern und Mineralölabgaben 
Vlom Kraftverk,ehrein Beitrag zur Deckung der Straßenkosten gdeistet wird, 
. rentspricht dieser Beitrag deseinzdnen Kraftwagenunternehme,rs doch kaum 
Jemals ,exakt dem, was die Verkehrsakte des Einzdnen auf der Straße der All" 

, ,i . 
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gemeinheit ·an Straßenkosten ventrsachen. Andefierseits spielt gerade im Nah .. 
v,erkehr der W,erkverkehr dne bes'Ünders große R'Ülle, und ,er bietet 'seine Lei .. 
stungen ja nicht marktwirtschaftlieh an, wenn er auch durch Eigenv,erkehr einen 
Tdl· der slonst eintretenden Nachfrage aus dem Markt herausnimmt. 
Wdterhin ist eine scharfe Scheidung zwischen Nah" und F,emv·crkehrsmärkten 
pr,aktisch meist nicht möglich, die Uebergänge s1nd fließend, sow'Ühl räumlich 
wie funkHonel1. Auch auf dem Nahverkehrsmarkt stehen gemeinwirtschaftliehe 
(nicht individuell k'Üstenorientierte) Leistungen des Hauptverkehrsträgers, der 
Bundeshahn, den individuellen kostenbestimmten Leistungen bzw. Angeboten I 
des Kraftverkehrs gegenüber, so daß sich selbst an diesem stark wetthew,erbs" 
bestimmten' und durch staatliche Preis festsetzung kaum zu reguliel'enden Markt 
ordnende Maßnahmen (K'Ünzessionierung, vor allem allerdings unter Verkehrs" 
sicherheits" und Zuv,erlässigkeitsgesichtspunkten) als notwendig ,erweisen, dazu 
aber auch gewisse Ausgleichsbelastungen des Straßenverkehrs für die der Eisen" 
bahn auch im Nahverkehr auferlegten gemeinwirtschaftlichen Auflagen. Soweit 
im Personen" ,wie im Güterkraftverkehr regelmäßiger (Linien .. ) V,erkehr einge .. 
dchtet wird, wird auch hier die staatliche K!onz.essionierung nicht allein aus 
Sicherheitsgründen, sondern auch vom Gesichtspunkte des V,erkehrsbedarfs 
aus wenigstens grundsätzlich notwendig sein, um eine gewisse Planmäßigkeit 
und eine Vermeidung von Ueberkapazität und Ueherinvestiüonen zu erzielen. 
Es sei in diesem Zusammenhang nur an den 'Oft überspitzten und volkswirtschaft .. 
lieh schädlichen Wettbewerb der öffentlichen Omnibuslinien erinnert, der nach 
einer staatlichen Regulierung dringend ruft. 
Alle die Tatsachen, die schon auf dem Markt für Nahverkehrsleistung'en .die 
ordnende Hand des Staates erfordern, mache'n sich auf den Fernverkehrsmärkten 
JlJoch viel stärker geltend. Dieser Markt, der im Güter::: wie im Personenverkehr 
in lerster Linie den Fernverkehrsmitteln (Eisenbahn und Binnenschiffahrt) v'Ür .. 
behalten sein soHte, weil sie.dLesen Markt am kostengünstigsten bedienen können, 
zeigt 'weithin' im Kraftwagenfernverkehr auch ·ein Ang,ebot wesentlich kosten .. 
ungünstig,er liegender Anbieter, das aus v·erschiedenen Gründen zustande k,ommt: 

, Einmal durch den W,erkverkehr, der vielfach seine Kösten be,vußt oder unbe .. 
wußt nicht richtig hefiechnet, dazu im unechten Werkv·erkehr oft unlautere. 
ebenfalls nicht kostenechte Konkurrenz macht; dann aher auch durch die Bin .. 
dung der Tarif'e des Kraftverkehrs an den Eisenbahntarif, die ihm, 'Ohne daß er an 
die gemeinwirtschaftlichen Auflagen der Bundesbahn gebunden ist, bei der Be .. 
fördenmg hochwertiger Güter und bei der Bedi·em1l1g dichter Verkehrsrelationen 
Extra .. Gewinne sichert, die 'Oft, wesentlich über seinen K'Osten liegen und, ihm 
dadurch das Eindringen auch in s'Olche Verkehre gestattet, ,cr :ohne die Mög" 
lichkeit, die bei diesen nur geringen Erträgen durch jene übermäßig 
V,erkehre zu k,ompensteren, nicht bedienen könnte.' Ob man diesen ungesunden 
und volkswirtschaftlich schädlichen Zustand, der vielfach auf volkswirtschaft" 
liehe Vergeudungv10n Verkehrsleistungen hinausläuft, durch L·oslösung der 
Kraftv,erkehrstarife v'Üm Eisenbahntarif beseitigen 'Oder doch mildern kann, ist 
eine schwer zu beantwortende Frage. Auch wenn das geschieht, bleibt die Not" 
wendigkeit einer unter staatlicher Kontrolle und staatlicher Tarifhoheit stehenden 
Preisordnug in F'Ürm dnes Tarifes bestehen, aus all den Gründen, die bereits 

. oben genannt worden sind. . 
Diese Ordnung sollte, soweit wie eben möglich, über eine Beeinflussung qes 
Preises für Verkehrsleistungen durch Beeinflussung der Kosten geschaffen 
werden, und damit sollte grundsätzlich dem Verkehrsleistungen Nachfragenden 
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die Wahl des Verkehrsmittel überlassen bleiben. Aber es gibt FälLe, wo das nicht 
möglich ist. 
Das gilt ,einmal für den Werkv,erIQehr, der sich weitg,ehend dnerechten 
rechnung ,entzieht, und der daher nur durch besondere außermarktwirtschaftliehe 
Maßnahmen in sreine Schranken gewiesen werden kann. Eine 
des W,erkv,erkehrs allein reicht für di'esen Zweck nicht aus. W,enn sie volkswirV 
schaftlich unrationeUen V,erkehr ausschalten 5011, müßte sie sehr hoch sein. Sie 
würde dann aber auch die, volkswirtschaftlich rationellen und erwünschten 
Transporte des .Werkverkehrs 'treHen und sie zum Schadender Gesamtwirtschaft 
ühermäßig belasten. Man sollte daher die bzw. Zusatzsteuer in mäßigen 
Grenzen halten und die Auslese über die Konzessionspflicht für den W,erkfem" 

, verkehr durchführen. 
Ein V,erhot des Werkfemv,erkehrs für M ass 'e n g ü t ,e r, ferner ,evtl. der 
derung von Gütem im reinen Verteilerverkehr an dk Konsumenten scheint 
mir neben einer auf Bedürfnisprüfung basierenden Konzessiconicerung des W 
verkehrs das geeignete außermarktwirtschaftliche Mittel für ,eine V,erweisung des 
W,erkverkehrs in die Gr,enz,en, die volkswirtschaftlich und verkehrsp'olitisch noch 
vertreten werden können. Daneben werden aus Gründen der V,erkehrssicherheit 
v'erw,altungsmäßige Eingriffe notwendig werden, die eine Einschränkung bzw. 
ein Verbot besonders sicherheitsgefährdender Transporte auf der Straße bezweb 
ken und die man durch reine kosten" und preisbeeinflussende Maßnahmen nicht 
vIerhindern kann: Verbot bestimmter, die Sicherheit gefährdencler Transpode, 
wie bestimmter Schwergüter, überhängender Ladung,en, Beschränkung des 
dl'Uckes zur V1ermeidung übermäßiger Beschädigung der Straßen, Beschränkung 
der Länge der Lastzüge, V,erbot des Anhängers auf Straßen, die wegen ihrer 
zu geringen Breite oder aus anderen Gründen durch den Anhänger in ihrer 
kehrssicherheit gefährdet werden, Einschränkung des LastwagenvIerkehrs an be" 
stimmten Tagen ,oder auf bestimmte Stunden, Beschränkung der Fahrgeschwindig" 
keifen und ähnliche Maßnahmen zur Erhöhung der Verkehrssicherheit auf den 
Straßen gehören hierher - - Maßnahmen, die ,eben nur auf der v,erwaltungs" 
mäßigen Ebene durchzuführ,en sind und die durch rein marktmäßige Be,ein" 
flussung über Kosten und Preise nicht ,erreicht werden können. 
Diese 'aus Sicherheitsgründen durchzuführenden Maßnahmen ,erstr,ecken sich 

'alLerdings im wesentlichen nur auf das Gebiet des Straßenv,erkehrs, weil ,auf 
den Straßen aus technischen Gründen die Gefährdung der V,erkehrssicherheit 
am größten ist. Man kann daher in diesen Maßnahmen keine Diskriminierung des 
Str,aßenvlerkehrs gegenüber den ander,en V,erkehrsträgern sehen. Sie ,ergeben sich 
vielmehr aus der bestehenden besonderen Vnsicherheit dieses Verkehrs. . 

I , 
Das Ergebnis der vmstehenden Ausführungen kann ich wie folgt zusammen" 
fassen: 
Ein f re i ,e r Wettbewerb ist im Verkehrswesen möglich, abgesehen von 
T,eilgebieten, die wie der.Gütemahverkehr, noch relativ günstige V,oraussetzungen 
dafür bieten. Es IQommt daher nur dn irgendwie ,vom Staate geregelter W'Cttbe" 
werb zwischen den ,einzdnen V,erlQehrsträgern und innerhalb dieser selbst in Frage. 
Der Staat muß mit planenden und ordnenden Maßnahmen in den V,erkehr ein" 
greifen, um Angehot und Nachfrage auf einer den Gesamt"Interessen möglichst 
ger,echt werdenden Grundlage zum AusgLeich zu bringen. In diesem Rahmen 
müssen auch diejenigen V,erkehrsbedürfnisse befriedigt werden, die außer" bzw. 

., 
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überwirtschaftlich sind. Die Befriedigung cl ie s e'r Bedürfniss,e zu erträglichen 
Bedingungen kann nur durch den Staat bzw. die sonst zuständigen Hoheitsträger 
(Länder, Gemeinden) sichergestellt werden. 
Soweit ,es sich um die Befriedigung der wir t s c h a f t 1 ich bedingten Y,erk,ehrs" 
bedürfniss.e handelt, ergeben sich für die staatliche Verkehrspolitik vor allem 
folgende Aufgaben (die allerdings z. T. auch von den außerwirtschaftlichen Yer" 
kehrsbedürfnissen gestellt werden) : 
1. Anpassung der L'eistungsfähigkeit der Binnenwasser" und der Landstraßen an 

den jetzigen und künftigen Y,erkehrsbedarf, durch Investitionsplanung und 
Finanzierung des Baus und der Unterhaltung der Wasser" und Landstraßen 
(in Zusammenarbeit mit den nachgeordneten Hoheitsträgern); 

2. Auf den Straßen die Anpassung des Fahrzeugbestandes an die Leistungs:< 
fähigkeit der Straßen durch staatliche Regulierung der Zulassung von Fahr" 
zeugen, wenigstens. im Fernverkehr. Eventuell Kontingentiel"tmg auf Teilge" 
bieten (z. B. Güterfernverkehr und Omnibus"Linienverkehr; bei letzterem auch 
Anpassung an den Y,erkehrsbedarf im Y,erhältnis der verschiedenen Pers,onen" 
verkehrsmittel untereinander, mit Ausnahme des Güternahverkehrs) ; 

3. Preisfestsetzung durch den Staat bzw. durch die zuständigen Hoheitsträger, 
außer im Straßennahverkehr ; Genehmigung der vün Selbstverwaltungsorganen 
der Y,erkehrsträger (z. B. vün den Frachten"Ausschüssen der Binnenschiffahrt) 
festgesetzten Preise; 

4. Staatliche Auflagen im Inter,esse der Allgemeinheit für bestimmte Yerkehrs" 
mittel, die, wie die Eisenbahnen und in viel geringerem Umfang der Kraft" 
verkehr im Linienverkehr, diese Aufgaben infolge ihrer Organisation und ihrer 
Betriebsführung übernehmen können; . 

5. Staatliche Maßnahmen zur wirtschaftlich richtigen und gerechten y,erteilung 
der Y'erkehrslasten aus diesen Auflagen auf die dnz·eInen Vcrkehrsh'ä,ge,I 
wie auch innerhalb der verschiedenen Sparten und Typen dieser Verkehrsträger 
(Steuern und Abgaben, Ausgleichsabgaben zur Beteiligung an den z. Zt. noch 
einseitig der Bundesbahn auferlegten gemeinwirtschaf#ichen Lasten). Heran" 
ziehung der Binnenschiffahrt und des Straßenverkehrs zur Deckung der auf 
sie an t eil sm ä ß i g entfallenden Kosten für Bau, Unterhaltung und Yer" 
waltungeinschl. Planung der Wasser" 'und Landstraßen, sowie zur Verzinsung 
der in den Wasser" und Landstraßen durch die öffentliche Hand investLerten 
Kapitalien (anteilsmäßig) ; 

6. Maßnahmen von seiten des Bundes, der Länder und Gemeinden: (Verbote, 
Gebote, Kontrollen) im Interesse einer möglichst weit gehenden Sicherheit 
des V,erkehrs ... 

Bei all dem abe;:Soweit nicht dringende Interessen derAllgemeinheit dem entge. 
genstehen (z. B. Sicherheit des ,Verkehrs; Durchführung dringend notwendiger 
Ordnungsmaßnahmen auf dem Gebiet des Verkehrs, die von einer übermäßig\!n 
Ausdehnung des W·erkfernverkehrs ,erschwert ,oder gar zunichte gemacht werden),. 
freie Wahl des Verkehrsmittels durch den Verkehrsnutz·er. . 


